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Regierungs- und 
Verwaltungsorganisationsgesetz 
(RVOG)  
Änderung vom … 

 
Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom ...1, 
beschliesst: 

I 

Das Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetz vom 21. März 19972 wird wie 
folgt geändert:  
Art. 20 Abs. 2 
2 Sind Verfügungen zu treffen oder Beschwerden zu entscheiden, so gelten die Aus-
standsbestimmungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes vom 20. Dezember 19683 
(VwVG). 

Art. 57hbis Abs. 1 Einleitungssatz, 2, 3 sowie 4 
1 Personendaten, einschliesslich besonders schützenswerter Personendaten im Sinne 
des Datenschutzgesetzes vom 25. September 20204 (DSG), sowie Daten juristischer 
Personen, einschliesslich besonders schützenswerter Daten im Sinne von Artikel 
57qbis des vorliegenden Gesetzes, dürfen in Geschäftsverwaltungssystemen bearbeitet 
werden, wenn sie dazu dienen: 
2 Anderen Bundesbehörden und bundesexternen Stellen darf Zugriff auf Personenda-
ten, einschliesslich besonders schützenswerter Personendaten im Sinne des DSG, so-
wie auf Daten juristischer Personen, einschliesslich besonders schützenswerter Daten 
juristischer Personen im Sinne von Artikel 57qbis des vorliegenden Gesetzes, gewährt 
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werden, wenn die für die Bekanntgabe erforderliche gesetzliche Grundlage vorhanden 
ist. 
3 Geschäftsverwaltungssysteme können besonders schützenswerte Personendaten im 
Sinne des DSG sowie besonders schützenswerte Daten juristischer Personen im Sinne 
von Artikel 57qbis des vorliegenden Gesetzes enthalten, soweit sich diese aus dem 
Schriftverkehr oder aus der Art eines Geschäftes oder Dokumentes ergeben. 
4 Zugriff auf besonders schützenswerte Personendaten im Sinne des DSG sowie auf 
besonders schützenswerte Daten juristischer Personen im Sinne von Artikel 57qbis des 
vorliegenden Gesetzes darf nur Personen gewährt werden, die diesen zur Erfüllung 
ihrer Aufgabe benötigen. 

Art. 57j Abs. 2 
2 Die Datenbearbeitung nach diesem Abschnitt kann auch besonders schützenswerte 
Personendaten im Sinne des DSG sowie besonders schützenswerte Daten juristischer 
Personen im Sinne von Artikel 57qbis des vorliegenden Gesetzes umfassen. 

Gliederungstitel vor Art. 57qbis 

3. Abschnitt: Schutz von Daten juristischer Personen 

Art. 57qbis  Besonders schützenswerte Daten juristischer Personen 
Besonders schützenswerte Daten juristischer Personen sind Daten über verwaltungs- 
und strafrechtliche Verfolgungen oder Sanktionen. 

Art. 57r  Bearbeitung von Daten juristischer Personen 
1 Bundesorgane dürfen Daten juristischer Personen nur bearbeiten, wenn dafür eine 
gesetzliche Grundlage besteht. 
2 Sie dürfen besonders schützenswerte Daten juristischer Personen nur bearbeiten, 
wenn ein Gesetz im formellen Sinn dies vorsieht. 
3 Für die Bearbeitung von besonders schützenswerten Daten juristischer Personen ist 
eine Grundlage in einem Gesetz im materiellen Sinn ausreichend, wenn die folgenden 
Voraussetzungen erfüllt sind: 

a. Die Bearbeitung ist für eine in einem Gesetz im formellen Sinn festgelegte 
Aufgabe unentbehrlich. 

b. Der Bearbeitungszweck birgt für die Grundrechte der betroffenen juristischen 
Person keine besonderen Risiken. 

4 In Abweichung von den Absätzen 1–3 dürfen Bundesorgane Daten juristischer Per-
sonen bearbeiten, wenn eine der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist: 

a.  Der Bundesrat hat die Bearbeitung bewilligt, weil die Rechte der betroffenen 
juristischen Person nicht gefährdet sind. 
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b.  Die betroffene juristische Person hat im Einzelfall in die Bearbeitung einge-
willigt oder hat ihre Daten allgemein zugänglich gemacht und eine Bearbei-
tung nicht ausdrücklich untersagt. 

c.  Die Bearbeitung ist notwendig, um das Leben oder die körperliche Unver-
sehrtheit eines Dritten zu schützen, und es ist nicht möglich, innerhalb einer 
angemessenen Frist die Einwilligung der betroffenen juristischen Person ein-
zuholen. 

Art. 57rbis  Automatisierte Datenbearbeitung im Rahmen von Pilotversuchen  
1 Der Bundesrat kann vor Inkrafttreten eines Gesetzes im formellen Sinn die automa-
tisierte Bearbeitung von besonders schützenswerten Daten juristischer Personen be-
willigen, wenn: 

a. die Aufgaben, aufgrund deren die Bearbeitung erforderlich ist, in einem be-
reits in Kraft stehenden Gesetz im formellen Sinn geregelt sind; 

b. ausreichende Massnahmen getroffen werden, um einen Eingriff in die Grund-
rechte der betroffenen juristischen Personen auf das Mindestmass zu begren-
zen; und 

c. für die praktische Umsetzung der Datenbearbeitung eine Testphase vor dem 
Inkrafttreten, insbesondere aus technischen Gründen, unentbehrlich ist. 

2 Ein Pilotversuch ist unentbehrlich, wenn eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist: 
a. Die Erfüllung einer Aufgabe erfordert technische Neuerungen, deren Auswir-

kungen zunächst evaluiert werden müssen. 
b. Die Erfüllung einer Aufgabe erfordert bedeutende organisatorische oder tech-

nische Massnahmen, deren Wirksamkeit zunächst geprüft werden muss, ins-
besondere bei der Zusammenarbeit zwischen Organen des Bundes und der 
Kantone. 

c. Die Erfüllung einer Aufgabe erfordert, dass die Daten juristischer Personen 
im Abrufverfahren zugänglich sind. 

3 Der Bundesrat regelt die automatisierte Datenbearbeitung in einer Verordnung. 
4 Das zuständige Bundesorgan legt dem Bundesrat spätestens zwei Jahre nach der 
Aufnahme des Pilotversuchs einen Evaluationsbericht vor. Es schlägt darin die Fort-
führung oder die Einstellung der Bearbeitung vor. 
5 Die automatisierte Datenbearbeitung muss in jedem Fall abgebrochen werden, wenn 
innerhalb von fünf Jahren nach Aufnahme des Pilotversuchs kein Gesetz im formellen 
Sinn in Kraft getreten ist, das die erforderliche Rechtsgrundlage enthält. 

Art. 57s Abs. 1, 3 Einleitungssatz Bst. bbis und bter, 4 Einleitungssatz, 5 erster Satz 
sowie 6 Bst. a und b 

1 Bundesorgane dürfen Daten juristischer Personen nur bekannt geben, wenn dafür 
eine gesetzliche Grundlage besteht. 
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3 In Abweichung von den Absätzen 1 und 2 dürfen sie Daten juristischer Personen im 
Einzelfall bekannt geben, wenn eine der folgenden Voraussetzungen erfüllt ist: 

bbis. Die Bekanntgabe der Daten ist notwendig, um das Leben oder die körperliche 
Unversehrtheit eines Dritten zu schützen, und es ist nicht möglich, innerhalb 
einer angemessenen Frist die Einwilligung der betroffenen juristischen Person 
einzuholen. 

bter. Die betroffene juristische Person hat ihre Daten allgemein zugänglich ge-
macht und eine Bekanntgabe nicht ausdrücklich untersagt. 

4 Sie dürfen Daten juristischer Personen darüber hinaus im Rahmen der behördlichen 
Information der Öffentlichkeit von Amtes wegen oder gestützt auf das Öffentlich-
keitsgesetz vom 17. Dezember 20045 (BGÖ) bekannt geben, wenn: 
5 Sie dürfen Daten juristischer Personen mittels automatisierter Informations- und 
Kommunikationsdienste allgemein zugänglich machen, wenn eine gesetzliche Grund-
lage die Veröffentlichung dieser Daten vorsieht oder wenn sie Daten gestützt auf Ab-
satz 4 bekannt geben. … 

6 Die Bundesorgane lehnen die Bekanntgabe ab, schränken sie ein oder verbinden sie 
mit Auflagen, wenn: 

a. Betrifft nur den französischen Text 
b. Betrifft nur den französischen Text 

Art. 57sbis  Verhältnis zum Schutz von Daten juristischer Personen in 
Spezialerlassen 

1 Enthält ein Spezialerlass Bestimmungen zum Schutz von Personendaten, jedoch 
keine Bestimmungen zum Schutz von Daten juristischer Personen, so gelten die Best-
immungen zum Schutz von Personendaten auch für Daten juristischer Personen. 
2 Keine Anwendung auf Daten juristischer Personen finden die spezialrechtlichen 
Bestimmungen, sofern sie: 

a. den angemessenen Datenschutz für die Datenbekanntgabe ins Ausland betref-
fen; oder 

b. die Aufsicht des Eidgenössischen Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftrag-
ten betreffen. 

3 Der Bundesrat regelt die Anwendbarkeit von Bestimmungen zur Datensicherheit 
von Personendaten auf Daten juristischer Personen. 

Art. 57ster Auftragsbearbeitung 
1 Die Bearbeitung von Daten juristischer Personen kann vertraglich oder durch die 
Gesetzgebung einem Auftragsbearbeiter übertragen werden, wenn: 

a. die Daten so bearbeitet werden, wie das verantwortliche Bundesorgan selbst 
es tun dürfte; und 
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b. keine gesetzliche oder vertragliche Geheimhaltungspflicht die Übertragung 
verbietet. 

2 Der Auftragsbearbeiter darf die Bearbeitung nur mit vorgängiger Genehmigung des 
verantwortlichen Bundesorgans einem Dritten übertragen. 
3 Er kann dieselben Rechtfertigungsgründe geltend machen wie das verantwortliche 
Bundesorgan. 

Art. 57squater Angebot von Unterlagen an das Bundesarchiv 
1 In Übereinstimmung mit dem Archivierungsgesetz vom 26. Juni 19986 bieten die 
Bundesorgane dem Bundesarchiv alle Daten juristischer Personen an, die sie nicht 
mehr ständig benötigen. 
2 Sie vernichten die vom Bundesarchiv als nicht archivwürdig bezeichneten Daten ju-
ristischer Personen, es sei denn: 

a. diese werden anonymisiert; 
b. diese müssen zu Beweis- oder Sicherheitszwecken oder zur Wahrung der 

schutzwürdigen Interessen der betroffenen juristischen Person aufbewahrt 
werden. 

Art. 57squinquies Datenbearbeitung für nicht personenbezogene Zwecke 
1 Bundesorgane dürfen Daten juristischer Personen für nicht personenbezogene Zwe-
cke, insbesondere für Forschung, Planung oder Statistik, bearbeiten, wenn: 

a. die Daten anonymisiert werden, sobald der Bearbeitungszweck dies erlaubt; 
b. das Bundesorgan privaten Personen besonders schützenswerte Daten juristi-

scher Personen nur so bekanntgibt, dass die betroffenen juristischen Personen 
nicht bestimmbar sind; 

c. die Empfängerin oder der Empfänger Dritten die Daten nur mit der Zustim-
mung des Bundesorgans weitergibt, das die Daten bekanntgegeben hat; und 

d. die Ergebnisse nur so veröffentlicht werden, dass die betroffenen juristischen 
Personen nicht bestimmbar sind. 

2 Die Artikel 57r Absatz 2 sowie 57s Absätze 1 und 2 sind nicht anwendbar. 

Art. 57t Auskunftsrecht 
1 Jede juristische Person kann vom verantwortlichen Bundesorgan Auskunft darüber 
verlangen, ob Daten über sie bearbeitet werden. 
2 Die betroffene juristische Person erhält diejenigen Informationen, die erforderlich 
sind, damit sie ihre Rechte nach Artikel 57v geltend machen kann und eine transpa-
rente Datenbearbeitung gewährleistet ist. In jedem Fall werden ihr folgende Informa-
tionen mitgeteilt: 
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a. die Kontaktdaten des verantwortlichen Bundesorgans; 
b. die bearbeiteten Daten als solche; 
c. der Bearbeitungszweck; 
d. die Aufbewahrungsdauer der Daten; 
e. die verfügbaren Angaben über die Herkunft der Daten, soweit sie nicht bei der 

betroffenen juristischen Person beschafft wurden; 
f. gegebenenfalls die Empfängerinnen und Empfänger oder die Kategorien von 

Empfängerinnen und Empfängern, denen Daten bekannt gegeben werden, so-
wie der Staat oder das internationale Organ, wenn die Daten ins Ausland be-
kannt gegeben werden. 

3 Lässt das verantwortliche Bundesorgan die Daten von einem Auftragsbearbeiter be-
arbeiten, so bleibt es auskunftspflichtig. 
4 Keine juristische Person kann im Voraus auf das Auskunftsrecht verzichten. 
5 Das verantwortliche Bundesorgan muss kostenlos Auskunft erteilen. 
6 Der Bundesrat regelt die Modalitäten des Auskunftsrechts, die Zuständigkeit bei ge-
meinsamer Datenbearbeitung, die Fristen sowie die Ausnahmen von der Kostenlosig-
keit, insbesondere wenn die Erteilung der Auskunft mit einem unverhältnismässigen 
Aufwand verbunden ist. 

Art. 57u  Einschränkungen des Auskunftsrechts 
1 Das verantwortliche Bundesorgan kann die Auskunft verweigern, einschränken oder 
aufschieben, wenn: 

a. ein Gesetz im formellen Sinn dies vorsieht; 
b. dies aufgrund überwiegender Interessen Dritter erforderlich ist; oder 
c. das Auskunftsgesuch offensichtlich unbegründet ist, namentlich wenn es ei-

nen datenschutzwidrigen Zweck verfolgt, oder offensichtlich querulatorisch 
ist. 

2 Darüber hinaus ist es in den folgenden Fällen möglich, die Auskunft zu verweigern, 
einzuschränken oder aufzuschieben: 

a. Die Massnahme ist wegen überwiegender öffentlicher Interessen, insbeson-
dere der inneren oder der äusseren Sicherheit der Schweiz, erforderlich. 

b. Die Mitteilung der Information kann eine Ermittlung, eine Untersuchung oder 
ein behördliches oder gerichtliches Verfahren gefährden. 

3 Das verantwortliche Bundesorgan muss angeben, weshalb es die Auskunft verwei-
gert, einschränkt oder aufschiebt. 

Art. 57v Ansprüche und Verfahren 
1 Jede juristische Person, die ein schutzwürdiges Interesse hat, kann vom verantwort-
lichen Bundesorgan verlangen, dass es: 
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a. die widerrechtliche Bearbeitung der betreffenden Daten unterlässt; 
b. die Folgen einer widerrechtlichen Bearbeitung beseitigt; 
c. die Widerrechtlichkeit der Bearbeitung feststellt. 

2 Die juristische Person kann insbesondere verlangen, dass das Bundesorgan: 
a. die betreffenden Daten berichtigt, löscht oder vernichtet; 
b. seinen Entscheid, namentlich über die Berichtigung, Löschung, Vernichtung 

oder den Bestreitungsvermerk nach Absatz 4 Dritten mitteilt oder veröffent-
licht. 

3 Statt die Daten zu löschen oder zu vernichten, schränkt das Bundesorgan die Bear-
beitung ein, wenn: 

a. die betroffene juristische Person die Richtigkeit der Daten bestreitet und we-
der die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit festgestellt werden kann; 

b. überwiegende Interessen Dritter dies erfordern; 
c. ein überwiegendes öffentliches Interesse, namentlich die innere oder die 

äussere Sicherheit der Schweiz, dies erfordert; 
d. die Löschung oder Vernichtung der Daten eine Ermittlung, eine Untersuchung 

oder ein behördliches oder gerichtliches Verfahren gefährden kann. 
4 Kann weder die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit der betreffenden Daten festge-
stellt werden, so bringt das Bundesorgan bei den Daten einen Bestreitungsvermerk an. 
5 Die Berichtigung, Löschung oder Vernichtung von Daten kann nicht verlangt wer-
den in Bezug auf die Bestände öffentlich zugänglicher Bibliotheken, Bildungseinrich-
tungen, Museen, Archive oder anderer öffentlicher Gedächtnisinstitutionen. Macht 
die juristische Person ein überwiegendes Interesse glaubhaft, so kann sie verlangen, 
dass die Institution den Zugang zu den umstrittenen Daten beschränkt. Die Absätze 3 
und 4 sind nicht anwendbar. 
6 Das Verfahren richtet sich nach dem VwVG7. Die Ausnahmen nach den Artikeln 2 
und 3 VwVG sind nicht anwendbar. 

Art. 57w Verfahren im Falle der Bekanntgabe von amtlichen Dokumenten, die 
Daten juristischer Personen enthalten  

Ist ein Verfahren betreffend den Zugang zu amtlichen Dokumenten, die Daten juris-
tischer Personen enthalten, im Sinne des BGÖ8 hängig, so kann die betroffene juristi-
sche Person in diesem Verfahren diejenigen Rechte geltend machen, die ihr nach Ar-
tikel 57v bezogen auf diejenigen Dokumente zustehen, die Gegenstand des Zugangs-
verfahrens sind. 

  

7 SR 172.021 
8  SR 152.3 
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Art. 57x Verhältnis zum bundesrechtlichen Verfahrensrecht 
1 Der Schutz von Daten juristischer Personen in Verfahren wird durch die bundes-
rechtlichen Verfahrensordnungen geregelt. Artikel 57sbis findet Anwendung. Auf erst-
instanzliche Verwaltungsverfahren finden Artikel 57qbis–57w Anwendung. 
2 Der Zugang zu den öffentlichen Registern des Privatrechtsverkehrs und die Rechte 
der betroffenen Personen werden durch die Spezialgesetzgebung des Bundesrechts 
geregelt.  
II 

Die Änderung anderer Erlasse wird im Anhang geregelt.  
III 

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum. 
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.  
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Anhang 
(Ziff. II) 

Änderung anderer Erlasse 

Die nachstehenden Erlasse werden wie folgt geändert:  
1. Bundesgesetz vom 21. März 19979 über Massnahmen zur Wahrung 
der inneren Sicherheit 

Art. 23a Abs. 4 
4 Das Auskunftsrecht und das Recht, Daten berichtigen zu lassen, richten sich nach 
den Artikeln 57t und 57v Absatz 2 Buchstabe a RVOG10 sowie nach den Artikeln 25 
und 41 Absatz 2 Buchstabe a DSG11.  
2. Nachrichtendienstgesetz vom 25. September 201512 

Art. 63 Abs. 1 und 4 
1 Das Auskunftsrecht betreffend die Informationssysteme ELD, OSINT-Portal und 
Quattro P, betreffend die administrativen Daten in GEVER NDB sowie betreffend die 
Daten in den Speichersystemen nach den Artikeln 36 Absatz 5 und 58 richtet sich 
nach den Artikeln 57t und 57u des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgeset-
zes vom 21. März 199713 (RVOG) sowie nach dem DSG14. 
4 Sobald kein Geheimhaltungsinteresse mehr besteht, spätestens aber nach Ablauf der 
Aufbewahrungsdauer, erteilt der NDB der gesuchstellenden Person nach Artikel 57t 
RVOG oder nach dem DSG Auskunft, sofern dies nicht mit übermässigem Aufwand 
verbunden ist.  
3. Informationssicherheitsgesetz vom 18. Dezember 202015 

Art. 69 Abs. 2 
2 Die Einschränkung des Auskunftsrechts richtet sich nach Artikel 57u RVOG16. 

  

9 SR 120 
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Art. 70 Abs. 2 
2 Im Informationssystem können besonders schützenswerte Daten nach Artikel 57qbis 
RVOG17 und nach Artikel 5 Buchstabe c DSG18 bearbeitet werden, sofern dies zur 
Durchführung des Betriebssicherheitsverfahrens erforderlich ist. 

Art. 75 Abs. 4 
4 Liegen konkrete Hinweise auf den Missbrauch einer Identität oder auf die unberech-
tigte Verwendung von Adressierungselementen vor, so sind die betroffenen Personen 
zu informieren. Vorbehalten bleibt Artikel 20 DSG19. Dieser Vorbehalt gilt sinnge-
mäss für juristische Personen.  
4. Bundesgesetz vom 20. Juni 200320 über das Informationssystem für 
den Ausländer- und den Asylbereich 

Art. 4 Abs. 2 
2 Im Informationssystem können besonders schützenswerte Daten nach Artikel 57qbis 
des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 21. März 199721 
(RVOG) und nach Artikel 5 Buchstabe c des Datenschutzgesetzes vom 25. September 
202022 (DSG) bearbeitet werden, sofern dies zur Erfüllung der Aufgaben nach Artikel 
3 dieses Gesetzes unerlässlich ist. 

Art. 6 
1 Begehren um Auskunft über Personendaten (Art. 57t RVOG23 und 25 DSG24) und 
um Berichtigung (Art. 57v Abs. 2 Bst. a RVOG und 41 Abs. 2 Bst. a DSG) sind an 
das SEM zu richten. 
2 Beschwerden richten sich nach Artikel 57v RVOG oder nach Artikel 41 DSG; sie 
sind beim SEM einzureichen. 

Art. 7 Abs. 2 
2 Es vergewissert sich, ob die von ihm bearbeiteten Personendaten richtig sind.  
  

17  SR 172.010 
18  SR 235.1 
19  SR 235.1 
20  SR 142.51 
21  SR 172.010 
22  SR 235.1 
23  SR 172.010 
24  SR 235.1 
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5. Ausweisgesetz vom 22. Juni 200125 

Art. 10 
Die Datenbearbeitung im Rahmen dieses Gesetzes richtet sich nach den Artikeln 
57qbis–57x des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 21. März 
199726 und nach dem Datenschutzgesetz vom 25. September 202027.  
6. Archivierungsgesetz vom 26. Juni 199828 

Art. 1 Abs. 1 Bst. b 
1 Dieses Gesetz regelt die Archivierung von Unterlagen: 

b.  des Bundesrates, der Bundesverwaltung nach Artikel 2 des Regierungs- und 
Verwaltungsorganisationsgesetz vom 21. März 199729 (RVOG) und der For-
mationen der Armee; 

Art. 15 Abs. 1 erster Satz 
2 Die Auskunfterteilung und die Einsichtgewährung richten sich nach den Artikeln 
57t und 57u RVOG30 sowie nach den Bestimmungen des Datenschutzgesetzes vom 
25. September 202031. ...  
7. Öffentlichkeitsgesetz vom 17. Dezember 200432 

Art. 3 Abs. 2 zweiter Satz 
2 … Ist die Gesuchstellerin eine juristische Person, richtet sich der Zugang zu amtli-
chen Dokumenten, die ihre Daten enthalten, nach den Artikeln 57t und 57u des Re-
gierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 21. März 199733 (RVOG). 

Art. 9 Abs. 2 erster Satz 
2 Zugangsgesuche, die sich auf amtliche Dokumente beziehen, die nicht anonymisiert 
werden können, sind für Personendaten nach Artikel 36 DSG34 und für Daten juristi-
scher Personen nach Artikel 57s RVOG35 zu beurteilen. ... 
  

25 SR 143.1 
26  SR 172.010 
27  SR 235.1 
28 SR 152.1 
29  SR 172.010 
30  SR 172.010 
31  SR 235.1 
32  SR 152.3 
33  SR 172.010 
34  SR 235.1 
35  SR 172.010 
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8. Publikationsgesetz vom 18. Juni 200436 

Art. 16b Abs. 1 
1 Veröffentlichungen nach diesem Gesetz können Personendaten enthalten; insbeson-
dere können sie auch besonders schützenswerte Daten nach Artikel 57qbis des Regie-
rungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 21. März 199737 und nach Artikel 
5 Buchstabe c des Datenschutzgesetzes vom 25. September 202038 enthalten, sofern 
dies für eine in einem Bundesgesetz vorgesehene Veröffentlichung notwendig ist.  
9. Bundesgesetz vom 17. März 202339 über den Einsatz elektronischer 
Mittel zur Erfüllung von Behördenaufgaben 

Art. 15 Abs. 1 Bst. g und 3 Bst. a 
1 Pilotversuche können durchgeführt werden, wenn die folgenden Voraussetzungen 
erfüllt sind: 

g.  Alle vom Versuch, insbesondere von der Bearbeitung von Personendaten oder 
Daten juristischer Personen betroffenen Personen haben ihre Einwilligung er-
teilt und können diese jederzeit zurückziehen. 

3 Bei der Durchführung des Pilotversuchs kann in den Bereichen nach Absatz 1 Buch-
stabe c von Bestimmungen in Gesetzen und Verordnungen abgewichen werden, 
wenn: 

a. der Zweck des Versuchs die Abweichungen erfordert, insbesondere weil die 
Bearbeitung nicht anonymisierter Personendaten oder Daten juristischer Per-
sonen unabdingbar ist; und  

10. Bundesgesetz vom 17. Juni 200540 über das Bundesgericht 

Art. 25b Sachüberschrift und Abs. 1 

 Datenschutz 
1 Die Artikel 57h–57x des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 
21. März 199741 gelten für das Bundesgericht sinngemäss.  
  

36 SR 170.512 
37  SR 172.010 
38  SR 235.1 
39 SR 172.019 
40  SR 173.110 
41  SR 172.010 
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11. Bundesgesetz vom 17. Juni 200542 über das 
Bundesverwaltungsgericht 

Art. 27b Sachüberschrift und Abs. 1 

 Datenschutz 
1 Die Artikel 57h–57x des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 
21. März 199743 gelten für das Bundesverwaltungsgericht sinngemäss.  
12. Bundesgesetz vom 20. März 200944 über das Bundespatentgericht 

Art. 5a Sachüberschrift und Abs. 1 

 Datenschutz 
1 Die Artikel 57h–57x des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 
21. März 199745 gelten für das Bundespatentgericht sinngemäss.  
13. Bundesgesetz vom 19. März 201046 über die Organisation der 
Strafbehörden des Bundes 

Art. 18a Datenschutz 
Die Artikel 57h–57x des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 21. 
März 199747 gelten für die Bundesanwaltschaft sinngemäss. 

Art. 62a Sachüberschrift und Abs. 1 

 Datenschutz 
1 Die Artikel 57h–57x des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 
21. März 199748 gelten für das Bundesstrafgericht sinngemäss.  
  

42  SR 173.32 
43  SR 172.010 
44  SR 173.41 
45  SR 172.010 
46  SR 173.71 
47  SR 172.010 
48  SR 172.010 
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14. Datenschutzgesetz vom 25. September 202049 

Art. 71 
Aufgehoben  
15. Strafgesetzbuch50 

Art. 349a Einleitungssatz 
Die zuständigen Bundesbehörden dürfen Personendaten nur bekannt geben, wenn da-
für eine Rechtsgrundlage nach Artikel 57s Absätze 1 und 2 des Regierungs- und Ver-
waltungsorganisationsgesetz vom 21. März 199751, Artikel 36 Absatz 1 des Daten-
schutzgesetzes vom 25. September 202052 (DSG) besteht oder wenn:  
16. Bundesgesetz vom 13. Juni 200853 über die polizeilichen 
Informationssysteme des Bundes 

Art. 7 Abs. 1 
1 Das Auskunftsrecht richtet sich nach den Artikeln 57t und 57u des Regierungs- und 
Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 21. März 199754 sowie nach den Artikeln 25 
und 26 des Datenschutzgesetzes vom 25. September 202055 (DSG).  
17. ETH-Gesetz vom 4. Oktober 199156 

Art. 36a Abs. 1 erster Satz 
1 Der ETH-Rat, die ETH und die Forschungsanstalten betreiben je ein Personalinfor-
mationssystem, in dem auch besonders schützenswerte Daten bearbeitet werden kön-
nen.  

Art. 36b Abs. 1 und Abs. 5 zweiter Satz 
1 Jede ETH betreibt für die Verwaltung der Daten der Studienanwärter, Studierenden, 
Doktoranden und Hörer ein Informationssystem, in dem auch besonders schützens-
werte Daten bearbeitet werden können. 

  

49  SR 235.1 
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5 Die Bekanntgabe besonders schützenswerter Daten durch ein Abrufverfahren ist nur 
an die für die Studienadministration zuständigen Stellen innerhalb jeder ETH gestat-
tet. 

Art. 36c  
1 Die ETH und die Forschungsanstalten können im Rahmen von Forschungsprojekten 
Personendaten, einschliesslich besonders schützenswerter Daten, bearbeiten, soweit 
dies für das entsprechende Projekt erforderlich ist. 
2 Sie stellen sicher, dass dabei die Artikel 57qbis–57x des Regierungs- und Verwal-
tungsorganisationsgesetzes vom 21. März 199757 (RVOG) und die Bestimmungen 
des Datenschutzgesetzes vom 25. September 202058 (DSG) eingehalten werden. 

Art. 36f  
1 Für die Entwicklung, den Einsatz und die Auswertung von Lehrmethoden, die In-
formationstechnologien verwenden, können die ETH und die Forschungsanstalten 
Personendaten bearbeiten, einschliesslich besonders schützenswerter Daten. 
2 Sie stellen sicher, dass dabei die Artikel 57qbis–57x RVOG59 und die Bestimmungen 
des DSG60 eingehalten werden.  
18. Bundesstatistikgesetz vom 9. Oktober 199261 

Art. 7 Abs. 2 zweiter Satz 
2 … Unterliegen diese Daten einer gesetzlich verankerten Geheimhaltungspflicht, so 
dürfen sie gemäss Artikel 19 des vorliegenden Gesetzes sowie gemäss Artikel 57squin-

quies des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 21. März 199762 
(RVOG) und Artikel 39 des Datenschutzgesetzes vom 25. September 202063 (DSG) 
nicht weitergegeben werden. 

Art. 10 Abs. 5 zweiter Satz 
5 … Das Bundesamt darf diese Daten gemäss Artikel 19 des vorliegenden Gesetzes 
sowie gemäss Artikel 57squinquies RVOG64 und Artikel 39 DSG65 nicht weitergeben. 

  

57  SR 172.010 
58  SR 235.1 
59  SR 172.010 
60  SR 235.1 
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Art. 16 Abs. 1 zweiter Satz 
1 … Für Personendaten und Daten juristischer Personen gelten ausserdem die Best-
immungen des RVOG66 und des DSG67 über die Bearbeitung für Forschung, Planung 
und Statistik.  
19. Geoinformationsgesetz vom 5. Oktober 200768 

Art. 11 Abs. 1 erster Satz 
1 Die Artikel 57qbis–57x des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 
21. März 199769 und das Datenschutzgesetz vom 25. September 202070 finden auf die 
Geobasisdaten des Bundesrechts Anwendung. …  
20. Bundesgesetz vom 3. Oktober 200871 über militärische und andere 
Informationssysteme im VBS 

Art. 1 Abs. 1 Einleitungssatz und Abs. 3 
1 Dieses Gesetz regelt die Bearbeitung von Personendaten und Daten juristischer Per-
sonen (Daten), einschliesslich besonders schützenswerter Daten, in Informationssys-
temen und beim Einsatz von Überwachungsmitteln der Armee und des Eidgenössi-
schen Departements für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) durch: 
3 Soweit dieses Gesetz keine Bestimmungen zum Schutz von Daten enthält, sind die 
Artikel 57qbis–57x des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 
21. März 199772 (RVOG) und das Datenschutzgesetz vom 25. September 202073 
(DSG) anwendbar. 

Art. 2a Abs. 1 Bst. b und c 
1 Die verantwortlichen Organe nach diesem Gesetz können zur Kontrolle des Zugangs 
zu den folgenden Anlagen, Informationssystemen und Infrastrukturen die biometri-
schen Daten der zugangsberechtigten Personen bearbeiten: 

b. Informationssysteme, mit welchen besonders schützenswerte Daten oder als 
GEHEIM oder VERTRAULICH klassifizierte Informationen bearbeitet wer-
den; 

  

66  SR 172.010 
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c. mobile und stationäre elektronische Infrastrukturen, mit welchen besonders 
schützenswerte Daten oder als GEHEIM oder VERTRAULICH klassifizierte 
Informationen bearbeitet werden. 

Art. 6 Bst. b 
Die zuständigen Behörden und militärischen Kommandos dürfen im Rahmen der Zu-
sammenarbeit mit Behörden und militärischen Kommandos anderer Länder sowie in-
ternationalen Organisationen Daten bearbeiten und insbesondere durch Abrufverfah-
ren bekannt geben, wenn dies: 

b.  in den vom Bundesrat erlassenen Ausführungsbestimmungen zu diesem Ge-
setz oder in einem vom Bundesrat abgeschlossenen internationalen Abkom-
men vorgesehen ist und für die Bearbeitung dieser Daten weder nach dem 
RVOG74 noch nach dem DSG75 eine Grundlage in einem Gesetz im formellen 
Sinn erforderlich ist. 

Art. 186 Abs. 1 Bst. b und Abs. 3 
1 Der Bundesrat erlässt für jedes Informationssystem die erforderlichen Bestimmun-
gen über: 

b.  die bearbeiteten, nicht besonders schützenswerten Daten; 
3 Er kann im Rahmen der Aussen- und Sicherheitspolitik internationale Abkommen 
über die grenzüberschreitende Bearbeitung von Daten, deren Bearbeitung nach dem 
RVOG76 und dem DSG77 keine Grundlage in einem Gesetz im formellen Sinn erfor-
dert, abschliessen.  
21. Finanzkontrollgesetz vom 28. Juni 196778 

Art. 10 Abs. 3 erster und zweiter Satz 
3 Die Verwaltungseinheiten des Bundes räumen der Eidgenössischen Finanzkontrolle 
das Recht ein, im Abrufverfahren auf die für die Wahrnehmung der Finanzaufsicht 
erforderlichen Daten einschliesslich Personendaten zuzugreifen. Bei Bedarf erstreckt 
sich das Zugriffsrecht auch auf besonders schützenswerte Daten. …  
  

74  SR 172.010 
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22. Zollgesetz vom 18. März 200579 

Art. 38 Abs. 2 
2 Sie kann die Veranlagungsverfügung als automatisierte Einzelentscheidung erlas-
sen.  
23. Mehrwertsteuergesetz vom 12. Juni 200980 

Art. 76 Abs. 3 Einleitungssatz 
3 Zur Erfüllung ihrer Aufgaben ist sie überdies zum Profiling, einschliesslich des Pro-
filings mit hohem Risiko befugt:  
24. Tabaksteuergesetz vom 21. März 196981 

Art. 18 Abs. 4 
4 Die Festsetzung des Steuerbetrags kann als automatisierte Einzelentscheidung erfol-
gen.  
25. Biersteuergesetz vom 6. Oktober 200682 

Art. 17 Abs. 3 zweiter Satz 
3 ... Diese kann als automatisierte Einzelentscheidung erfolgen.  
26. Mineralölsteuergesetz vom 21. Juni 199683 

Art. 21 Abs. 2bis  
2bis Die Festsetzung des Steuerbetrags kann als automatisierte Einzelentscheidung er-
folgen.  
  

79  SR 631.0 
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27. Stromversorgungsgesetz vom 23. März 200784 

Art. 17c Abs. 1 zweiter Satz 
1 … Auf die Bearbeitung von Daten juristischer Personen finden die Artikel 57qbis–
57x des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 21. März 199785 
(RVOG) Anwendung. 

Art. 24 
Der Bundesrat kann unter Vorbehalt von Artikel 7a Absatz 2 RVOG86 internationale 
Vereinbarungen, die in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallen, abschliessen.  
28. Eisenbahngesetz vom 20. Dezember 195787 

Art. 9o Abs. 2 dritter Satz 
Betrifft nur den italienischen Text 

Art. 16a Abs. 1 erster Satz 
1 Die Infrastrukturbetreiberinnen unterstehen bei der Datenbearbeitung den Arti-
keln 57qbis–57x RVOG88 und den Artikeln 33–42 des Datenschutzgesetzes vom 25. 
September 202089 (DSG). …  
29. Personenbeförderungsgesetz vom 20. März 200990 

Art. 54 Abs. 1 erster Satz 
1 Die Unternehmen unterstehen für ihre konzessionierten und bewilligten Tätigkeiten 
den Artikeln 57qbis–57x des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 
21. März 199791 und den Artikeln 33–42 des Datenschutzgesetzes vom 25. September 
202092 (DSG). …  
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30. Bundesgesetz vom 18. März 201693 betreffend die Überwachung des 
Post- und Fernmeldeverkehrs  

Art. 4 

Der Dienst, die anordnenden Behörden, die Genehmigungsbehörden sowie die An-
bieterinnen von Post- und Fernmeldediensten dürfen diejenigen Personendaten, ein-
schliesslich besonders schützenswerter Daten, bearbeiten, die sie benötigen, um Über-
wachungen anzuordnen, zu genehmigen und durchzuführen. 

Art. 10 Abs. 1 Bst. b, 2 erster Satz und 2ter 

1 In Bezug auf Daten, welche im Rahmen eines Strafverfahrens oder im Rahmen des 
Vollzugs eines Rechtshilfeersuchens gesammelt wurden, richten sich: 

b. das Recht auf Auskunft nach Abschluss des Verfahrens: nach den Artikeln 57t 
und 57u des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 
21. März 199794 (RVOG) und nach dem Datenschutzgesetz vom 25. Septem-
ber 202095 (DSG), wenn eine Bundesbehörde mit dem Rechtshilfeersuchen 
befasst ist, oder nach kantonalem Recht, wenn eine kantonale Behörde damit 
befasst ist. 

2 Das Recht auf Auskunft über die Daten, welche bei der Suche nach vermissten Per-
sonen oder der Fahndung nach verurteilten Personen gesammelt wurden, richtet sich 
nach den Artikeln 57t und 57u RVOG und nach dem DSG, wenn eine Bundesbehörde 
mit der Suche oder der Fahndung befasst ist, oder nach kantonalem Recht, wenn eine 
kantonale Behörde damit befasst ist. ... 
2ter Das Recht auf Auskunft über die Daten, die im Rahmen von Mobilfunklokalisie-
rungen nach Artikel 23q Absatz 3 BWIS96 gesammelt wurden, richtet sich nach den 
Artikeln 57t und 57u RVOG und nach dem DSG, wenn eine Bundesbehörde mit der 
Überwachung befasst ist, oder nach kantonalem Recht, wenn eine kantonale Behörde 
damit befasst ist.  
31. Fernmeldegesetz vom 30. April 199797 

Art. 13b Abs. 1 zweiter Satz, 2 Einleitungssatz, 4 erster Satz 
1 ... Zu diesen Daten gehören auch die in Verwaltungs- oder Verwaltungsstrafverfah-
ren beschafften besonders schützenswerten Daten. ... 
2 Unter Vorbehalt anders lautender internationaler Vereinbarungen dürfen die Kom-
mission und das Bundesamt ausländischen Aufsichtsbehörden im Fernmeldebereich 
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Daten, einschliesslich in Verwaltungs- oder Verwaltungsstrafverfahren beschaffter 
besonders schützenswerter Daten, nur übermitteln, sofern diese Behörden: 
4 Schweizerische Behörden geben der Kommission und dem Bundesamt kostenlos 
diejenigen Daten weiter, die für die Durchsetzung der Fernmeldegesetzgebung von 
Bedeutung sein können, einschliesslich besonders schützenswerter Daten.  
32. Bundesgesetz vom 24. März 200698 über Radio und Fernsehen 

Art. 88 Abs. 2 
2 Die Datenbearbeitung richtet sich nach den Artikeln 57qbis–57x des Regierungs- und 
Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 21. März 199799 und nach den für Bundesor-
gane geltenden Bestimmungen des DSG100.  
33. Tabakproduktegesetz vom 1. Oktober 2021101 

Art. 39  Bearbeitung von Personendaten und Daten juristischer Personen 
1 Die zuständigen Behörden von Bund und Kantonen sind berechtigt, Personendaten, 
einschliesslich der Daten über administrative und strafrechtliche Verfolgungen und 
Sanktionen, sowie Daten juristischer Personen zu bearbeiten, soweit dies für den Voll-
zug ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich ist. 
2 Der Bundesrat regelt Form und Inhalt der Bearbeitung und legt für die Daten Auf-
bewahrungs- und Vernichtungsfristen fest.  
34. Bundesgesetz vom 17. Juni 2005102 gegen die Schwarzarbeit 

Art. 17a Abs. 3 
3 Die Artikel 57t–57w des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 
21. März 1997103 sind anwendbar.  
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35. Bundesgesetz vom 25. Juni 1982104 über die berufliche Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge 

Art. 85a Abs. 1 Einleitungssatz 
1 Die mit der Durchführung oder mit der Kontrolle oder Beaufsichtigung der Durch-
führung dieses Gesetzes betrauten Organe sind befugt, die Personendaten, einschliess-
lich besonders schützenswerter Daten, zu bearbeiten oder bearbeiten zu lassen, die sie 
benötigen, um die ihnen nach diesem Gesetz übertragenen Aufgaben zu erfüllen, na-
mentlich um:  
36. Bundesgesetz vom 20. März 1981105 über die Unfallversicherung 

Art. 96 Abs. 2 
2 Zur Erfüllung dieser Aufgaben sind sie darüber hinaus zum Profiling, einschliesslich 
des Profilings mit hohem Risiko und zum Erlass von automatisierten Einzelentschei-
dungen befugt.  
37. Bundesgesetz vom 19. Juni 1992106 über die Militärversicherung 

Art. 94a Abs. 2 
2 Zur Erfüllung dieser Aufgaben sind sie darüber hinaus zum Profiling, einschliesslich 
des Profilings mit hohem Risiko, und zum Erlass von automatisierten Einzelentschei-
dungen befugt.  
38. Vorläuferstoffgesetz vom 25. September 2020107 

Art. 23 Abs. 1 
1 Das Auskunftsrecht und das Recht, unrichtige Daten berichtigen zu lassen, richten 
sich nach den Artikeln 57t–57w des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgeset-
zes vom 21. März 1997108 und nach dem Datenschutzgesetz vom 25. September 
2020109.  
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39. Nationalbankgesetz vom 3. Oktober 2003110 

Art. 16 Abs. 4bis zweiter Satz und 5 
4bis … Dieses darf die von der Nationalbank empfangenen Daten ungeachtet von Ar-
tikel 57squinquies des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 21. März 
1997111 (RVOG) und Artikel 39 DSG112 ohne deren Zustimmung nicht weitergeben. 
5 Im Übrigen gelten für die Daten juristischer Personen die Artikel 57qbis–57x RVOG 
und für die Daten natürlicher Personen die Bestimmungen des DSG.  
40. Geldwäschereigesetz vom 10. Oktober 1997113 

Art. 29 Abs. 1 zweiter Satz, 2 zweiter Satz und 2bis zweiter und dritter Satz 
1 … Die Auskünfte können besonders schützenswerte Personendaten und besonders 
schützenswerte Daten juristischer Personen beinhalten. 
2 ... Dazu gehören namentlich Finanzinformationen sowie andere, in Straf-, Verwal-
tungsstraf- und Verwaltungsverfahren beschaffte besonders schützenswerte Perso-
nendaten und besonders schützenswerte Daten juristischer Personen, einschliesslich 
solcher aus hängigen Verfahren. 
2bis ... Die Auskünfte können besonders schützenswerte Personendaten und besonders 
schützenswerte Daten juristischer Personen beinhalten. Artikel 30 Absätze 2–5 gilt 
sinngemäss. 

Art. 29b Abs. 1 zweiter Satz 
1 … Die Auskünfte können besonders schützenswerte Personendaten und besonders 
schützenswerte Daten juristischer Personen beinhalten. 

Art. 30 Abs. 1 Einleitungssatz 
1 Die Meldestelle kann die Personendaten, einschliesslich besonders schützenswerter 
Personendaten, und Daten juristischer Personen, einschliesslich besonders schützens-
werter Daten juristischer Personen, sowie die übrigen Informationen, die bei ihr vor-
handen sind oder die von ihr nach diesem Gesetz beschafft werden können, an eine 
ausländische Meldestelle weitergeben, wenn diese: 
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Art. 31a 
Soweit dieses Gesetz bezüglich Amtshilfe durch die Meldestelle keine Bestimmungen 
enthält, wird der erste Abschnitt des Bundesgesetzes vom 7. Oktober 1994114 über 
kriminalpolizeiliche Zentralstellen des Bundes sinngemäss angewendet. 

Gliederungstitel vor Art. 33 
5. Kapitel Bearbeitung von Personendaten und von Daten 
juristischer Personen 

Art. 33 Grundsätze 
1 Die Bearbeitung von Personendaten richtet sich nach dem Datenschutzgesetz vom 
25. September 2020115 (DSG).  
2 Die Bearbeitung von Daten juristischer Personen richtet sich nach den Arti-
keln 57qbis–57x des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes vom 
21. März 1997116 (RVOG). 

Art. 34 Abs. 2 und 3 
2 Sie dürfen Daten, einschliesslich besonders schützenswerter Personendaten und be-
sonders schützenwerter Daten juristischer Personen, aus diesen Datenbanken und Ak-
ten nur an die FINMA, die ESBK, die interkantonale Behörde, das Zentralamt, die 
Aufsichtsorganisationen, Selbstregulierungsorganisationen, die Meldestelle und 
Strafverfolgungsbehörden weitergeben. 
3 Das Auskunftsrecht betroffener Personen nach Artikel 57t RVOG117 und Artikel 25 
DSG118 ist gegenüber der Meldestelle geltend zu machen (Art. 35). 

Art. 35 Abs. 1 und 2 zweiter Satz 
1 Die Meldestelle bearbeitet Personendaten, einschliesslich besonders schützenswer-
ter Personendaten, und Daten juristischer Personen, einschliesslich besonders schüt-
zenswerter Daten juristischer Personen. Das Auskunftsrecht richtet sich nach Artikel 
7 ff. des Bundesgesetzes vom 13. Juni 2008119 über polizeiliche Informationssysteme 
des Bundes. 
2 … Die Informationen können besonders schützenswerte Personendaten und beson-
ders schützenswerte Daten juristischer Personen beinhalten. 
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